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Globalisierung der Wohlstand in den 
Gesellschaften immer ungleicher ver-
teilt wird. Warum sollten diejenigen, 
die sich zu den Verlierern dieser Ent-
wicklung zählen, die Parteien unter-
stützen, die sie für diese Entwicklung 
verantwortlich machen? Dennoch 
wenden sich die Menschen nicht von 
der Demokratie als solcher ab. Die 
demokratischen Prinzipien werden 
nach wie vor mehrheitlich geteilt, die 
Menschen sind aber unzufrieden da-
mit, wie die Demokratie tatsächlich 
funktioniert und welche Ergebnisse 
sie produziert.

„Warum sollten 
diejenigen, die sich zu 
den Verlierern ungleicher 
Wohlstandsverteilung 
zählen, die Parteien 
unterstützen, die sie 
für diese Entwicklung 
verantwortlich machen?“

Im vergangenen Jahrtausend hat, 
wer den Wohlstand gerechter ver-
teilen wollte, häufig sozialdemokra-
tisch gewählt. Gerade diese Parteien 
scheinen aber nun die großen Verlie-
rerinnen zu sein.

Das muss man abwarten. Weil die 
Briten jetzt doch mitwählen, werden 
die Stimmenverluste der Sozialdemo-
kraten nicht ganz so groß ausfallen 
wie ursprünglich erwartet. Auch in 

den südeuropäischen Ländern gibt es 
eine starke Linke, während Rechtspo-
pulisten und Nationalkonservative 
vor allem in den west-, nord- und mit-
telosteuropäischen Mitgliedsländern 
erfolgreich sind. Die Schwäche der 
Sozialdemokratie in Kernländern wie 
Deutschland oder Frankreich spiegelt 
sich natürlich auch auf europäischer 
Ebene wider. Die Sozialdemokraten 
sind in den identitätspolitischen Fra-
gen gespalten. Gleichzeitig haben sie 
in der Sozial- und Wirtschaftspolitik 
einen Vertrauensverlust erlitten, weil 
sie sich selbst an neoliberalen Refor-
men beteiligt haben. Deshalb verlie-
ren sie ihre Wähler nach allen Seiten.

Der Aufstieg populistischer Parteien 
wird häufig auf einen solchen Ver-
trauensverlust zurückgeführt und 
auf einen empfundenen Mangel an 
Repräsentation. Reicht das, um den 
Erfolg zu erklären?

Die eigentliche Frage lautet ja, wo-
her die Repräsentationskrise rührt 
und in welcher Hinsicht die Wähler 
sich von den „Mainstream“-Parteien 
nicht mehr vertreten fühlen. Letztlich 
kommen hier zwei große Themen 
zusammen: die Verteilung des wirt-
schaftlichen Wohlstands und die Fra-
ge der kulturellen Zugehörigkeit oder 
Identität. Es gibt in der Forschung 
einen Streit darüber, was die wich-
tigere Motivation für die Wahl von 
Rechtspopulisten ist. Dass die AfD 
in wirtschaftlich schwachen Regio-
nen überdurchschnittliche Ergebnisse 
erzielt, scheint auf den ersten Blick 
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Der Politikwissenschaftler Frank 
Decker lehrt an der Universität Bonn 
und forscht zum Rechtspopulismus 
im internationalen Vergleich. Die 
woxx hat mit ihm über mögliche 
Gründe für die Erfolgsaussichten 
rechter Parteien bei den 
Europawahlen gesprochen.

woxx: Oft ist in Bezug auf die anste-
hende Europawahl von einer Schick-
salswahl die Rede. Der französische 
Präsident Emmanuel Macron sprach 
sogar von einer Entscheidungs-
schlacht der Progressiven gegen die 
Nationalisten. Ist die anstehende 
Wahl tatsächlich so ausschlagge-
bend für die Zukunft Europas?

Frank Decker: Ich halte es nicht für 
sehr klug, wenn die proeuropäischen 
Kräfte diese Wahl zu einer Schick-
salswahl stilisieren. Damit tragen sie 
selbst dazu bei, dass sich der Wett-
bewerb auf die Frage konzentriert, ob 
man für oder gegen Europa ist, statt 
darüber zu streiten, wie die EU ver-
fasst sein und welche Politik sie ver-
folgen soll. Das spielt den EU-Gegnern 
in die Hände. Natürlich muss man 
sich von diesen abgrenzen. Genauso 
wichtig ist es aber, dass die Wähler 
erkennen, welche Unterschiede zwi-
schen den proeuropäischen Parteien 
bestehen.

Viele wollen ihre Europawahlent-
scheidung für eine Partei vor allem 
an der Ablehnung anderer Parteien 
orientieren. In einer aktuellen Studie 
der Bertelsmann-Stiftung zur Europa-

wahl wird die These aufgestellt, dass 
die negative Parteienidentität aus-
schlaggebend für die Wahlentschei-
dung sei. Ist das plausibel?

Ein zunehmender Anteil von Wähle-
rinnen und Wählern agiert so. Aber 
wir werden bei der Europawahl se-
hen, dass sie bei weitem nicht in 
der Mehrheit sind. Die Mehrheit liegt 
nach wie vor bei den proeuropäi-
schen Kräften, auch wenn die EU-
Gegner mit einem Stimmenzuwachs 
rechnen können. Gerade in jüngster 
Zeit ist die Zustimmung zur EU-Mit-
gliedschaft des eigenen Landes in den 
meisten europäischen Staaten wieder 
gestiegen.

Und trotzdem wächst die Skepsis – 
nicht nur gegenüber der EU als Ins-
titution, sondern auch gegenüber der 
Demokratie. Werden solche Einstel-
lungen der EU schaden?

Die EU hat ja selbst ein Demokra-
tieproblem, mittlerweile sogar ein 
doppeltes. Zum einen auf der eu-
ropäischen Ebene selbst, weil die 
Menschen oft gar nicht wissen, wen 
sie wählen, und sie auch keine Ent-
scheidungen über die Grundrichtung 
europäischer Politik fällen können. 
Die Entscheidungsprozesse in Brüs-
sel sind nicht transparent. Auf der 
anderen Seite gibt es aber auch De-
mokratie- und Rechtsstaatsdefizite in 
einzelnen Mitgliedsländern der EU  – 
Polen und Ungarn sind hier die pro-
minentesten Beispiele. Die Menschen 
erfahren, dass unter dem Druck der 
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eher für die ökonomische Erklärung 
zu sprechen. Fragt man nach den 
Einstellungen der Wähler gegenüber 
Migranten oder anderen Minderhei-
ten, kommt die starke Bedeutung der 
identitätspolitischen Themen zum 
Ausdruck. Hier zeigt sich auch der 
Zusammenhang mit Europa, weil die 
europäische Politik gleichermaßen 
mitverantwortlich gemacht wird für 
Verteilungsungerechtigkeiten und für 
unerwünschte Zuwanderung. Weil 
uns all diese Themen erhalten blei-
ben werden, wird auch der Rechtspo-
pulismus so schnell nicht wieder 
verschwinden.

Kann diese „Internationale der Na-
tionalisten“ auf europäischer Ebene 
überhaupt gemeinsam agieren?

Es gibt da schon eine gemeinsa-
me ideologische Basis, nämlich die 
Absage an eine weitere Vertiefung 
der EU und das Eintreten für eine 
christlich-abendländische, europäi-
sche Identität, deren Gegenbild die 
kulturell fremden Muslime sind. Jen-
seits dessen gibt es aber auch starke 
nationale Orientierungen, die eine Zu-
sammenarbeit erschweren oder sogar 
unmöglich machen. Beispielsweise 
wird die prorussische Ausrichtung der 
AfD und der Lega von den mittelost-
europäischen Vertretern nicht geteilt. 
In wirtschaftlicher Hinsicht gibt es 
wiederum deutliche Interessenunter-
schiede zwischen den nord- und den 
südeuropäischen Ländern. Ob die 
Rechtspopulisten sich unter diesen 
Vorzeichen im EU-Parlament zu einer 

gemeinsamen schlagkräftigen Frak-
tion zusammenschließen können, 
bleibt fraglich. Für wahrscheinlicher 
halte ich, dass es bei der jetzigen Situ-
ation bleibt und sie sich auf mehrere 
Fraktionen verteilen.

Was wird die größte Herausforde-
rung für die EU in der kommenden 
Legislaturperiode sein?

Die proeuropäischen Parteien wei-
chen unter dem Druck der Europa-
Gegner ängstlich zurück. Durch diese 
Mutlosigkeit gibt es keine Konkurrenz 
um neue Ideen und Entwürfe, die 
nach vorne weisen und die europäi-
sche Integration weiterentwickeln. In 
den nächsten fünf Jahren dürfte es 
weiterhin vorrangig um eine Konsoli-
dierung gehen, also das Ziel, den eu-
ropäischen Laden zusammenzuhalten 
und einen Zerfall der Europäischen 
Union zu verhindern. Das ist ja auch 
in den vergangenen Jahren bereits ge-
lungen – der „Brexit“ hat keine Nach-
ahmung gefunden und auch in ande-
ren Fragen, etwa der Sanktionspolitik 
gegen Russland, haben sich die EU-
Partner nicht auseinanderdividieren 
lassen. Dennoch dürfte ein so defen-
siver Ansatz kaum ausreichen, um die 
Handlungsfähigkeit der EU nennens-
wert zu verbessern und ihr bei den 
Bürgern wieder mehr Akzeptanz zu 
verschaffen.
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Ein heimlich aufgenommenes Video stürzte die österreichische 
Regierung in eine Krise. Nun steht Sebastian Kurz’ Kanzlerschaft auf 
der Kippe.

Juli 2017, Ibiza. Heinz-Christian Strache und Johann Gudenus, bei-
de Spitzenpolitiker der rechtsextremen FPÖ, treffen sich mit einer ver-
meintlichen russischen Millionärin in einer Villa auf der Balearenin-
sel. Die Frau gibt vor, in Österreich investieren zu wollen. Besprochen 
wird – unter reichlich Einfluss von Alkohol, Red Bull und anderen „psy-
chotropen Substanzen“ – unter anderem die Übernahme der meistge-
lesenen Zeitung Österreichs, der „Krone“. Im Gegenzug dafür, dass sie 
mit dem Boulevardblatt die FPÖ pusht, könnte sie mit einer Baufirma 
sämtliche Straßenbauaufträge der Republik erhalten, schlägt Strache ihr 
vor. Die Rede ist auch von illegalen Parteispenden, die per Umweg über 
einen Verein an die FPÖ gelangten – etwas, was laut Strache einige 
Großindustrielle bereits getan hätten. Die Existenz solcher Vereine ist 
mittlerweile bestätigt.

Was Strache und Gudenus auf Ibiza zwar ahnen, aber nicht wissen: 
Sie sitzen in einer Falle und werden gefilmt. Der Spiegel und die Süd-
deutsche Zeitung veröffentlichen das Material nach ausgiebiger Echt-
heitsprüfung am vergangenen Freitag, dem 17. Mai 2019. Am nächsten 
Tag kündigt Strache, der nach der Wahl im Oktober 2017 Vizekanzler 
und Sportsminister geworden war, seinen Rücktritt an. Es dauert bis 
zum Abend, bevor Bundeskanzler Sebastian Kurz von der konservati-
ven ÖVP, Neuwahlen ausruft. Vor seinem Amtssitz unweit der Wiener 
Hofburg hatte sich eine Spontankundgebung zusammengefunden. Im 
öffentlich-rechtlichen ORF sind die Demonstrierenden zu sehen, wie sie 
Neuwahlen fordern und zu dem Vengaboys-Hit „We’re Going to Ibiza“ 
tanzen.

In den darauffolgenden Tagen wird bekannt, dass sich Gudenus ein 
weiteres Mal mit der vermeintlichen Millionärin traf und später wie 
vereinbart eine Pressemitteilung als „Geste des guten Willens“ in Auf-
trag gab, in der gegen den Unternehmer Hans Peter Haselsteiner gewet-
tert wurde. Es wird auch klar, dass Kurz nicht unbedingt Neuwahlen 
wollte. Die FPÖ weigert sich, den umstrittenen Innenminister Herbert 
Kickl, zum Zeitpunkt des Ibiza-Videos Generalsekretär seiner Partei, 
abzusetzen.

ÖVP-Alleinregierung bis September

Am Montag, dem 20. Mai, ging nicht nur Kickl, sondern auch die 
restlichen FPÖ-Minister*innen (bis auf die „unabhängige“ Außen-
ministerin Karin Kneissl, die zu ihrer Hochzeit Wladimir Putin einge-
laden hatte). Am 22. Mai stellte Kurz die vier Expert*innen vor, die sie 
ersetzen. Das Vizekanzleramt übernahm der ÖVP-Finanzminister Hart-
wig Löger. In die Kabinette der unabhängigen Minister*innen wurden 
ÖVP-nahe Beamte beordert, um denen zur Seite zu stehen. 

Bis zu den Neuwahlen im September kann Sebastian Kurz also de 
facto eine ÖVP-Alleinregierung anführen. Das ist wohl mit ein Grund, 
warum am kommenden Montag mit einem Misstrauensantrag gegen 
ihn zu rechnen ist. Viel wichtiger aber: Kurz hatte die Regierungskoali-
tion mit der rechtsextremen FPÖ gezielt angestrebt – und wusste dabei 
genau, worauf er sich einließ. Eingebracht wurde der Antrag vom ehe-
maligen Grünen-Politiker Peter Pilz, dessen „Liste Jetzt“ im Gegensatz 
zu den Grünen im österreichischen Nationalrat sitzt.

Während Kurz das Ausrufen der Neuwahlen gleich auch für eine 
erste Wahlkampfrede nutzte, geht die FPÖ voll auf Konfrontation und 
sieht sich als Opfer eines Komplotts. Wer hinter dem Ibiza-Video steht, 
ist Gegenstand wildester Spekulationen – und wird Österreich wohl 
auch im kommenden Wahlkampf stark beschäftigen.

Wie geht es in der Alpenrepublik weiter? Was denken Linke dar-
über, dass die rechtsextreme FPÖ durch einen Korruptionsfall gestürzt 
wurde? Mehr dazu in Kürze auf woxx.lu.  

„Die demokratischen Prinzipien 
werden nach wie vor mehrheitlich 
geteilt“: der Rechtspopulismus-
Forscher Frank Decker über die 
politischen Einstellungen in Europa. 

Österreich

Tu felix Ibiza
Joël Adami


